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Bericht des Ausschusses für Verfassung und Verwaltung
betreffend das Gesetz, mit dem das O. ö. Nebengebü~renzulagengesetz geändert

wird

(L - 270/2 - XXI)

Mit dem am 1. Jänner 1912 in Kraft getretenen
Nebengebührenrzulageng,esetz, BGBL NI. 485/1971,
hat der Bund eine umfassende Regelung für die An-
sprüche der Bundesbeamten, ihrer Hinterbliebenen
und Ang,ehörigen auf Nebengebührenzulagen zum
Ruhe g,enuß, (Versorgungsgenuß bzw. Unterhaltsbei-
trag) geschaffen. Da viele Bestimmungen dieses Ge-
setzes nur in den besonderen Gegebenheiten des
Bundesdienstes ihre Begründung, fanden, einzelne
Vorschriften für deruBereich des Dienstverhältnisses
der Landesbeamten überhaupt nicht in Betracht
kamen und andere wieder nur auf sehr umständliche
Weise den besonderen Erfordernissen des Landes-
dienstes angepaßt hätten werden können, wurden
die Ansprüche der Landesbeamten, ihrer Hinterblie-
beruen und Angehörigen auf Nebengebührenrzulagen
zum Ruhegenuß (Versorgungsgenuß bzw. Unter-
haltsbeitrag) im Rahmen eines eig,enen Landesge-
setzes, dem O. Ö. Nebengebührenzulageng,esetz, ge-
regelt. Dieses Gesetz wurde vom o. Ö. Landtag am
17. Juli 1973 verabschiedet, unter der NI. 60 im
26. Stück des Landesg,esetzblattes für Oberösterreich
vom 27. September 1973 kundgemacht und ist
gleichzeitig mit der bundesgesetzlichen Regelung
(rückwirkend mit 1. Jänner 1912) in Kraft getreten.

Das Nebengebührenzulagengesetz des Bundes
wurde in der Zwischenzeit viermal novelliert. Die
1. Nebenrgebührenzulageng,esetz-Novelle,
BGBL NI. 22/1973, ist noch vor der Erlassung
des O. Ö. Nebeng,ebührenzulag,engesetzes kundge-
macht worden, konnte im Rahmen dieses Gesetzes
aber nur zu einem geringrfügig,en Teil (Artikel I Z. 3)
berücksichtigt werden, weil sie zum überwiegenden
Teil einer Anpassung des Nebengebührenzulageni-
gesetzes an die 24. Gehaltsgesetz,Novelle,
BGBL NI. 214/1912, diente, deren Bestimmungen -
nur zum Teil und in geänderter Form - erst mit der
19. Ergänzung, zum Landesbeamtengesetz,
LGBL NI. 29/1975, ins Dienstrecht der Landesbe-
amten übernommen wurden. Die 2. Nebengebühren-
zulageng,esetz-Novelle, BGBL NI. 10/1975, und die
3. Neberugl6bührenzulagengesetz-N ovelle,
BGBL NI. 687/1976, beziehen sich im wesentlichen
nur auf Lehrer und Schulaufsichtsbeamte und sind
daher für das Dienstrecht der Landesbeamten ohne
besondere Bedeutung,. Dazu kommt, daß sich jene
Vorschriften der 1. und 2. Nebengebührenzu~agen-
g,esetz-Novelle des Bundes, die eine Gutschrift von
Nebengebührenwerteru für Beamte vorsehen, die
eine Verwendungszulage nach § 30 a Abs. 1 Z. 3 des
Gehaltsgesetzes 1956 während eines bestimmten
Zeitraumes im Dienststand, nicht aber im Zeitpunkt

des Ausscheidens aus demselben bezogen haben, für
Landesbeamte im Hinblick auf bereits bestehende
landesdienstrechtliche Sonderbestimmungen ' er-
übrigen. Die 4. Nebengebührenzulagengesetz-No-
velle, BGBL Nr. 668/1977, enthält, abgesehen von
verschiedenen Vorschriften, die für das Dienstrecht
der Landebeamten ohne Bedeutung sind, nur eine
etappenweise Anhebung des von den anspruchsbe-
gründenden Nebengebühren zu entrichtenden Pen-
sionsbeitrages ab 1. Jänner 1978.

Mit dem vorliegenden Gesetz sollen jene Be-
stimmungen der 1. Nebengebühre=ulagengesetz-
Novelle des Bundes, die für das Nebengebührenzu-
lagenrecht der Landesbeamteru von Bedeutung sind
und nicht schon in das O. Ö. Nebengiebührenzulag,en-
gesetz selbst aufgenommen wurden, in dieses ein-
gebaut und damit ins Landesbeamtenrecht über-
nommen werden. Weiters soll eine Neuregelung

. hinsichtlich des von den anspruchsbegründenden
Nebengebühren zu entrichtenden Pensionsbeitrages
getroffen und das rechtliche Verhältnis des Mehr-
leistungs anteiles der bei der Bemessung des Ruhe-
genusses (Versorgungsgenusses, Unterhaltsbeitra-
ges) zu berücksichtigenden Verwendungszulagen
gemäß § 30 a Abs. 1 Z. 3 und Abs. 2 des Gehalts-
gesetzes 1956 (in der Fassung der 19. Ergänzung
zum Landesbeamtengesetz) zu den Nebengebühren-
zulagen, die auf Mehrleistungen in zeitlicher Hin-
sicht zurückgehen, klargestellt werden.

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfs
ist im übrigen folgendes zu bemerken:

Zu Art. I Z. 1:

Die Neufassung des § 2 Abs. 1 ist im Hinblick.
auf die mit Art. II Z. 2 der 19. Ergänzung zum
Landesbeamterug,esetz vorgenommene Neurege-
lung der Nebengebühren erforderlich. "Mehr-
leistungsvergütungen" scheinen entsprechend
dieser Neuregelung, wonach für quantitative
Mehrleistungen nur mehr die im § 15 Abs. 1 Z. 1
bis 4 des Gehaltsgl6setzes 1956 in der Fassung
des Gesetzes LGBL NI. 29/1975 ang,eführten
Neb.erug,ebührenvorgesehen sind, im Katalog der
anspruchsbegründenden Nebengebühren nicht
mehr auf. Daß unter den zitierten Bestimmungen
des "Gehaltsgesetzes 1956" jeweils die auf Grund
des Landesbeamtengesetzes und der hiezu er-
gang,enen Erg,änzungen (insbesondere der 19.Er-
g,änzung) sinngemäß als landesgesetzliche Vor-
schriften geltenden Bestimmungen des Gehalts-
gesetzes zu verstehen sind, ergibt sich aus
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§ 1 Abs. 5 des O. ö. Nebengebührenzulagen-
g,esetzes.

Zu Art. I Z. 2:
Im Rahmen seiner 4. Nebengebührenzulagen-
gesetz-Novelle hat der Bund eine etappenweise
Anhebung des von den anspruchs begründenden
Nebengebühren zu entrichtenden Pensionsbei-
trages ab 1. Jänner 1978 entsprechend der mit
der 31. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBLNr. 662/1977,
getroffenen Neuregelung der monatlichen Pen-
sionsbeiträge (§ 22 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes)
festgelegt. Eine - wenigstens sinngemäße -
Ubernahme dieser Regelung des Gehaltsgesetzes
für die Landesbeamten ist im Rahmen der näch-
sten Ergänzung zum Landesbeamtengesetz vor-
gesehen. Um zu vermeiden, daß bei jeder künf-
tigen Änderung des Pensionsbeitrages vom Ge-
halt auch das O. Ö. Nebengebührenzulagengesetz
wieder geändert werden muß, soll nun für die
von den anspruchsbegründenden Nebengebüh-
ren zu entrichtenden Pensionsbeiträge keine
etappenweise Erhöhung (wie in der 4. Neben-
gebührenzulagengesetz-Novelle des Bundes)
festgelegt, sondern eine Regelung getroffen wer~
den, die den von den anspruchs begründenden
Nebengebühren zu entrichtenden Pensionsbei-
trag höhenmäßig an den jeweils vom Gehalt zu
entrichtenden Pensionsbeitrag knüpft.
Der bisherige § 3 Abs. 2 des O. Ö. Nebengebüh-
renzulagengesetzes erübrigt sich auf Grund die-
ser Neuregelung; der bisherige Abs. 3 wird in-
haltlich unverändert zum Abs. 2.

Zu Art. I Z. 3:
Mehrleistung,en in zeitlicher (quantitativer) Hin-
sicht können nicht nur durch Nebengebühren im
Sinne des § 15 Abs. 1 Z. 1 bis 4 des Gehaltsg,e-
setzes 1956 in der Fassung des Gesetzes
LGBL Nr. 29/1975, sondern auch im Rahmen
einer Verwendung,szulage g,emäß § 30 a Abs. 1
Z. 3 oder Abs. 2 des Gehaltsg,esetzes 1956 in der
erwähnten Fassung abgegolten werden. Das
Ausmaß dieser für regelmäßig. erbrachte Mehr-
leistungen gebührenden Vergütungen ist bei der
Bemessung der Verwendungszulag.e zu berück-
sichtig,en und wird - auch aus steuerlichen
Gründen - schon jetzt in jedem Einzelfall be-
tragsmäßig' festgehalten. Eine diesbezüg.Iiche ge-
setzliche Reg,elung, ist im Rahmen der nächsten
Ergänzung; zum Landesbeamtengesetz vorg,e-
sehen. Gemäß § 30 a Abs. 5 des Gehaltsge-
setzes 1956 gelten durch eine Verwendungszu-
lag.e der erwähnten Art alle Mehrleistungen des
Beamten in zeitlicher Hinsicht als abgegolten.
Sowohl für anspruchsbegründende Nebeng,e-
bühren als auch für Verwendungszulag,en gemäß
§ 30 d Abs. 1 Z. 3 und Abs. 2 des Gehaltsge-
setzes 1956 hat der Beamte einen Pensionsbeitrag
von 4% zu entrichten. Diese Rechtslag,e führt in
Einzelfällen zwang,släufig zu sachlich nicht ge-
rechtfertig;ten Differenzierungen. Wenn ein Be-
amter vor der Ubernahme eines Dienstpostens,
mit dessen Innehabung ein Anspruch auf eine
der erwähnten Verwendungszulagen verbunden

ist, anspruchsbegründende Nebeng.ebühren für
quantitative Mehrleistungen bezog.en hat, findet
nach der g,eltenden Rechtslage bei der Bemes-
sung des Ruheg,enusses nämlich nicht nur der (in
der Verwentdungszulagoe enthalt~ne) Mehrlei-
stungsanteil Berücksichtig,ung, sondern der Be-
amte erhält überdies eine Nebengebührenzulage
zum Ruhegenuß, die umso höher sein wird, je
läng,erer anspruchsbegründende Nebengebühren
bezogen hat und je höher diese waren. Hat der
Beamte aber schon in relativ jungen Jahren
einen Funktionsposten erhalten, mit dem eine
Verwendungszulage verbunden ist, und die da-
mit verknüpfte höhere Verantwortung und Be-
lastung g,etrag,en, sO hatte er während dieser
Zeiträume keinen Anspruch auf Vergütung von
Mehrleistungen in zeitlicher Hinsicht und konnte
für solche Mehrleistungen auch keine anspruchs-
begründenden Nebengebühren beziehen. Der
Ruhebezug, dieses Beamten ist daher geringer
als der eines vergleichbaren Beamten, der erst
kurz vor der Pensionierung einen Fl1nktions-
posten mit Verwendunglszulage erhalten, lange
Zeit vorher aber anspruchsbegründende Neben-
gebühren für quantitative Mehrleistungenbe-
zogen hat. Diese Reglelung widerspricht dem
Grundsatz leistung,sorientierter Entlohnung eben-
so wie dem Gleichheitssatz und ist daher unbe-
friedigend. Mit Art. I Z. 2 des vorliegenden Ge-
setzes soll die gebotene Gleichstellung. der Lan-
desbeamten in nebengebührenzulagemechtlicher
Hinsicht erreicht werden.

Zu Art. I Z. 4 bis 6:
Mit diesen Bestimmung,en wird nur dem Einbau
des neuen Abs. 4 in den § 5 des O. Ö. Nebenge-
bührenzulagengesetzes Rechnung g,etrag.en.

Zu Art. 11 Abs. 1:
Art. V Abs. 2 der 24. Gehaltsgesetz-Novelle be-
stimmt, daß für Beamte, für die auf Grund der
Art ihrer dienstlichen Verwendung die Erlassung
eines Dienstplanes g.emäß § 28 Abs. 5 der Dienst-
pragmatik vorzunehmen ist, die Bestimmung.en
des § 18 des Gehaltsg,esetzes 1956 in der vor dem
1. Dezember 1972 geltenden Fassung so lang,e
weiter anzuwenden sind, bis die im § 28 Ans . .5
der Dienstpragmatik vorg,esehenen Verordn~n-
gen in Kraft treten. Diese Uberg,angsbestimmung
hat durch Art. lAbs. 1 Z. 3 lit. b der 19. Erg,än-
zung zum Landesbeamtengesetz Eingang in das
Dienstrecht der Landesbeamten gefunden. Es muß
daher auch eine dem Art. III der 1. Nebengebüh-
renzulagleng,esetz-Novelle des Bundes analoge
Reg,elung für diese Fälle in das O. Ö. Nebenge-
bührenzulagengesetz aufgenommen werden.

Zu Art. 11 Abs. 2:
Gemäß Art. III Abs. 2 der 19. Ergänzung zum
Landesbeamteng:esetz sind die nicht als Verwen-
dungszulag,en gemäß § 30 a Abs. 1 Z. 3 oder
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 geltenden, nach
der früheren Fassung, dieses Gesetzes laufend
gewährten Nebengebühren so lang.e weiter aus-
zuzahlen, bis über den Anspruch oder die Ge-
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währung von Nebeng<ebühren nach den durch
.die' 19. Ergänzung zum Landesbeamteng,esetz
neu gereg.elten Bestimmungen des Gehaltsge-
setzes entschieden wurde.
Mit der vorliegenden Bestimmung, wird klarge-
stellt, daß solche weiter g,ezahlten "alten Neben-
gebühren" nach den vor dem 1. Dezember 1972
geltenden nebengebührenrechtlichen Vorschriften
zu beurteilen und die für die gleiche Zeit nach
den neuen Bestimmung,en gebührenden oder ge-
währten Nebengebühren nur soweit festzuhal-
ten sind, als sie die erwähnteIlJ weiter gezahlteru
alten Gebühren übersteig,en.

Zu Art. 11Abs. 3:
Nach dem am 1. Jänner 1972 in Kraft g.etretenen
O. ö. Nebengebührenzulagengesetz g,ebührt unter
den in den §§ 11 bis 13 dieses Gesetzes festge-
legten Voraussetzung,en auch für Zeiträume vor
dem 1. Jänner 1972 eine Gutschrift von Neben-
gebührenwerten.

Mit der vorlieg,enden Bestimmung soll (darge-
stellt werden,. daß unter den anspruchsbegrün-
denden Nebeng.ebühren, die unter diese Bestim-
mungen fallen, die im § 2 Abs. 1 des O. Ö. Neben-
gebührenzulag,eng<esetzes in der bisher geltenden
Fassung, aufgezählten Nebengebühren zu ver-
stehen sind.

Zu Art. 11Abs. 4:
Auch unter den gemäß § 5 Abs. 4 des O. Ö. Ne-

Schwarzinger

Obmann

bengebührenzulagengesetzes (in der Fassung des
Art. I dieses Gesetzes) angeführten anspruchs-
begründenden Nebengebühreru sind, sofern sie
für Zeiträume vor dem 1. Dezember 1972 bezo-
g,en wurden, selbstverständlich die Nebeng,ebüh-
ren gemäß § 1 Abs. 1 Z. 1 in der bisher g.eltenden
Fassung des Gesetzes zu verstehen. Dies gilt
insbesondere auch für Nebeng,ebühren, für die
g,emäß § 11 und (oder) § 12 eine Gutschrift von
Nebengebührenwerten erfolgt ist.

Zu Art. III:
Art. II Abs. 3 dient nur der Klarstellung: von
bereits geltenden Bestimmungen und soll daher
g,leichzeitig mit diesen (1. Jänner 1972) wirksam
werden.

Die mit der gehaltsgesetzlicheru Neuregelung der
Nebengebühren im Zusammenhang, stehenden
Bestimmung,en sollen - so wie diese Neurege-
lungselbst - am 1. Dezember 1972,.die Bestim-
mungen des Art. I Z. 2 bis 6 sowie des Art. II
Abs. 4 zwecks Vermeidung von Härtefällen erst
mit 1. Jänner 1978 in Kraft treten.

Der Ausschuß für Verfassung und Verwaltung
beantragt, der Hohe .Landtag möge das beigefügte
Gesetz, mit dem das O. ö. Nebengebührenzulagen-
gesetz geändert wird, beschließen.

Linz, am 15. März 1978

Dr. Natzmer

Berichterstatter

,.
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Gesetz

vom ,

mit dem das O. ö. Nebengebührenzulagengesetz geändert wird

Der o. Ö. Landtag, hat beschlossen:

Artikel I

Das O. ö. Nebengebührenzulagengesetz,
LGBl. NI. 60/1973, wird wie folgt geändert:

1. Der Abs. 1 des § 2 hat zu lauten:
,,(1) Folgende Nebengebühren in den wei-

teren Bestimmungien kurz "anspruchsbegrün-
dende Nebengebühren" genannt - beg,ründen
den Anspruch auf eine Nebengebührenzulage
zuI\ Ruheg,enuß:
1. Uberstundenvergütungen nach § 16 des Ge-

haltsg,esetzes 1956,
2. Pauschalvergütung,en für verlängerten Dienst-

plan nach § 16 ades Gehaltsgesetzes 1956,
3. Sonn~' und Feiertaglsvergütungen (Sonn- und

Feiertagszulagen) nach § 17 des Gehaltsge-
setzes 1956,

4. Journaldienstzulag,en nach § 17 ades Gehalts-
gesetzes 1956,

5. Bereitschaftsentschädigungen nach § 17b des
Gehaltsg,esetzes 1956,

6. Erschwerniszulagen nach § 19 des Gehaltsg,e-
setzes 1956,

7. Gefahrel1iZulagen: nach § 19 ades Gehaltsg,e-
setzes 1956."

2. § 3 hat zu lauten:
,,§ 3

Pensions beitrag
(i) Von den anspruchsbegründenden Neben-

gebühren hat der Beamte des Dienststa.:o.des
einen Pensionsbeitrag jeweils in jener Höhe zu
entrichten, 'in der er den monatlichen Pensions-
beitrag vom Gehalt zu entrichten hat.

(2) Rechtmäßig entrichtete Pensionsbeiträge
sind nicht zurückzuzahlen."

3. Der Abs. 4 des § 5 hat zu lauten:
,,(4) Wenn der Ruhegenuß unter Berücksichti-

gung, einer Verwendungszulag,e nach § 30 a
Abs. 1 Z. 3 oder Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956
ermittelt wird und dem Beamten eine Neben-
gebührerrzulag,e zum Ruhegenuß g,ebührt, so ist
jener Teil der Nebengebührenzulag,e, welcher
auf anspruchsbegründende Nebengebühren ge-
mäß § 2 Abs. 1 Z. 1 bis 4 zurückgeht, um jenen
Betrag zu kürzen, welcher dem im Ruhegenuß
enthaltenen Mehrleistungsanteil der Verwen-
dungszulage nach § 30 a Abs. 1 Z. 3 oder Abs. 2
des Gehaltsgesetzes 1956 entspricht."
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4. Der bisherige Abs. 4 des § 5 erhält die Absatz-
bezeichnung ,,(5)".

5. Im § 8 Abs. 1 hat der letzte Satz zu lauten:
"Die Bestimmungeru des § 5 Abs. 3 bis 5 gelten
sinngemäß. "

6. Der Abs. 4 des § 13 hat zu lauten:
,,(4) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2, 3 und 5

und des § 9 sind anzuwenden."

Artikel II
Ubergang,sbestimmungen

(1) Auf Beamte, für die auf Grund der Art ihrer
dienstlichen Verwendung ein Dienstplan gemäß
§ 28 Abs. 5 der Dienstpragmatik in der Fassung des
Gesetzes LGBl. NI. 29/1975 erlassen wird, sind die
Bestimmungen des § 2 Abs. 1 Z. 1 des O. Ö. Neben-
g,ebührenzulag~rug'esetzes in der vor dem Inkraft-
treten des Art. I Z. 1 geltenden Fassung so lang,e
anzuwenden, bis die im § 28 Abs: 5 der Dienstprag-
matik vorgesehenen Verordnungen in Kraft treten.

(2) Neberugebühren, die g,emäß,Art. 111Abs. 2 des
Gesetzes LGBl. NI. 29/1975 nach den Bestimmungen
des Gehaltsg,esetzes 1956 in der vor dem 1. Dezem-
ber 1972 als landesgesetzliche Vorschrift in Geltung
gestandenen Fassung weiter ausg,ezahlt werden,
sind nach § 2 Abs. 1 des O. Ö. Nebengebührenzula-
g'eng,esetzes in der vor dem Inkrafttreten des Art. I
Z. 1 geltenden Fassung, zu beurteilen. Nebengebüh-
ren nach den §§ 16, 16 a , 17, 17 a, 17 b, 19 und 19 a
des Gehaltsg,esetzes 1956 in der Fassung des Ge-
setzes LGBl. NI. 29/1975 sind nur soweit festzuhal-
ten, als sie die entsprechenden, für die gleichen
Zeiträume nach Art. 111 Abs. 2 des Gesetzes
LGBl. NI. 29/1975 weiter gezahlten Nebeng,ebühren
übersteigen.

(a) Unter den in den §§ 12 und 13 des O. Ö. Neben-
gebührenrzulag,engesetzes erwähnten anspruchs be-
gründenden Nebeng,ebühren sind die im § 2 Abs. 1
in der vor dem Inkrafttreten des Art. I Z. 1 gelten-
den Fassung aufgezählten Nebengebühren zu ver-
stehen. Dies gUt sinngemäß auch für Nebengebüh-
ren, für die eine Gutschrift von Nebeng,ebührenwer-
ten gemäß § 11 erfolgt, sofern die Nebengebühren
für Zeiträume vor dem 1. Jänner 1972 bezogen
wurden.

(4) Unter den im § 5 Abs. 4 des O. Ö. Nebeng,ebüh-
renzulag~rugesetzes in der Fassung, des Art. I Z. 2
erwähnten anspruchsbegründenden Nebengebühren
sind die im § 2 Abs. 1 Z. 1 des O. Ö. Nebengebüh-
renzulageng,esetzes in der vor dem Inkrafttreten des
Art. I Z. 1 geltenden Fassung angieführten Neben-
gebühren zu verstehen, sofern sie für Zeiträume
vor dem 1. Dezember 1972 bezogen wurden.

Artikel III

Es treten in Kraft:

1. Art. 11Abs. 3 mit 1. Jänner 1972,
2. Art. I Z. 1 sowie Art. 11Abs. 1 und 2 mit 1. De-

zember 1972;
3. Art. I Z. 2 bis 6 sowie Art. 11Abs. 4 mit 1. Jän-

ner 1978.


